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4. Eine zwangsweiſe Verſetzung in den Ruhe⸗
ſtand iſt in den § § 61 ff . RBG vorgeſehen für Beamte , welche
durch Blindheit , Taubheit oder ein ſonſtiges körperliches Gebre⸗
chen oder wegen Schwäche ihrer körperlichen oder geiſtigenKräfte zu der Erfüllung ihrer Amtspflichten dauernd unfähig
ſind .

5. Nach § 40 des Reichsbeamtengeſetzes iſt den in den Ruhe⸗
ſtand oder in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzten Beamten ,
die ihren dienſtlichen Wohnſitz im Ausland haben , Erſatz der
Koften des Umzugs nach dem innerhalb des Reichs von ihnen
gewählten Wohnorte zu gewähren .

Karlsruhe , den 24 . November 1920 .

Eiſenbahn⸗Generaldirektion .

Nr . 646 A/R 18.

Schadenerſatzforderungen gegen Reichseiſenbahn⸗Beamte
und Arbeiter .

E. I. 9. Nr . 6347 . Berlin , den 20. September 1920 .

Durch Erlaß des Herrn Reichspräſidenten vom 9. September1920 bin ich ermächtigt worden , Schadenerſatzforderungen gegen
Reichseiſenbahn⸗Beamte und Arbeiter , die im Eiſenbahnbetriebund Verkehr durch deren Verſehen entſtanden ſind oder noch ent⸗
ſtehen , nach Befinden der Umſtände zu ermäßigen oder zu er⸗
laſſen . Ferner iſt mir die Befugnis erteilt worden , dieſe Er⸗
mächtigung bis zu einem durch Schätzung zu ermittelnden Be⸗
trag von 500 M. für jeden Einzelfall auf die Eiſenbahndirek⸗tionen und Eiſenbahn⸗Generaldirektionen weiter zu übertragen .

Ich ermächtige demgemäß die Eiſenbahndirektionen und Eiſen⸗
bahn⸗Generaldirektionen , Schadenerſatzforderungen gegen Reichs⸗
eiſenbahnbeamte und Arbeiter , die im Eiſenbahnbetrieb und
Verkehr durch deren Verſehen entſtanden ſind oder noch entſtehenund die für den Einzelfall den durch Schätzung zu ermittelnden
Betrag von 500 M. nicht überſteigen , nach Befinden der Umſtände
zu ermäßigen oder zu erlaſſen . Der Reichsverkehrsminiſter .

E. I. 9. Nr . 6687 . Berlin , den 20 . Oktober 1920 .

In Ausführung des Erlaſſes vom 20. September 1920 —
Reichs⸗Verkehrs⸗Bl . S . 82 — beſtimme ich folgendes :

Für die Entſcheidung über die Ermäßigung oder den Erlaß
von Schadenerſatzforderungen gegen Reichseiſenbahnbeamte und
Arbeiter , die im Eiſenbahn⸗Betrieb oder ⸗Verkehr durch derrn
Verſehen entſtanden ſind , iſt der Schadenbetrag in der Regel
nicht rechnungsmäßig , ſondern durch Schätzung zu ermitteln .

Die Eiſenbahndirektion oder Eiſenbahn⸗Generaldirektion be⸗
ſtimmt , welcher Betrag der Forderung von dem Bedienſteten ein⸗
gezogen werden ſoll .

Bei der Bemeſſung des dem Bedienſteten zur Laſt zu legenden
Teilbetrags der Erſatzkoſten iſt einerſeits auf die Schwere des
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Verſchuldens des Erſatzpflichtigen , andererſeits auf ſeine Ein⸗
kommens⸗ , Vermögens⸗ und Familienverhältniſſe , die dienſtliche
Führung uſw . gebührende Rückſicht zu nehmen .

Von der Befugnis zur ſebſtändigen Niederſchlagung hat die

Eiſenbahndirektion oder Eiſenbahn⸗Generaldirektion nur nach
gewiſſenhafter Prüfug aller in Betracht kommenden Verhältniſſe ,
insbeſondere auch nur dann Gebrauch zu machen , wenn die Schul⸗
digen nach ihrem geſamten Verhalten eines Gnadenerweiſes wür⸗

dig erſcheinen . Solange in der Perſon des Schuldigen Hinde⸗
rungsgründe liegen , iſt die Niederſchlagung auszuſetzen , wie auch
Anträge auf Niederſchlagung bei mir nur unter den angegebenen
Vorausſetzungen zu ſtellen ſind .

Eine Niederſchlagung der ganzen Forderung kann nur aus⸗

nahmsweiſe bei ſehr geringem Verſchulden und bei beſonders
dringlicher Veranlaſſung in Frage kommen .

Bei geringfügigen Beträgen iſt von der Niederſchlagung in der

Regel abzuſehen .
Wird die Niederſchlagung verfügt , ſo iſt dem Schuldigen in

jedem Falle zu eröffnen , daß ſie auf Grund der Ermächtigung
des Reichspräſidenten geſchehe .

Die Ermächtigung bezieht ſich nur auf die dem Eiſenbahn⸗
betrieb und ⸗Verkehr eigentümliche Schadens⸗
fälle ( Unfälle , Beſchädigungen an Material und

Frachtgut , Verſäumung der Lieferfriſten uſw . ) ,
dagegen nicht auf Erfatzforderungen aus Kaſſenabmängeln , Ge⸗

haltsüberzahlungen und anderen Vorkommniſſen , die mit der

Eigenart des Eiſenbahnweſens nicht im Zuſammenhang ſtehen ,
ſondern auch in anderen Verwaltungen vorkommen . Ferner iſt
die Ermächtigung beſchränkt auf Forderungen aus Verſehen von
Beamten und Arbeitern ; ſie erſtreckt ſich nicht auf Schäden , die

vorſätzlich herbeigeführt ſind , und auf Forderungen gegen dritte

Perſonen .
Über Forderungen , für die den Eiſenbahndirektionen und

Eiſenbahn - Generaldirektionen die Ermächtigung zur ſelbſtändigen
Niederſchlagung nicht übertragen iſt , ſind mir die Anträge auf
Niederſchlagung in Form von Nachweiſungen gemäß nachſtehen⸗
dem Muſter zweimal im Jahr , zum 1. Juni und 1. Dezember ,
einzureichen , und zwar getrennt nach ſolchen Forderungen ,
für die nach Maßgabe des Erlaſſes des Reichspräſidenten
vom 9. September 1920 die Niederſchlagung mir zuſteht , und

ſolchen , für die auch ferner die Genehmigung des

Reichspräſidenten hierzu erforderlich iſt . Solange die

Zweigſtellen als Miniſterialinſtanzen beſtehen , ſind die An⸗

tragsnachweiſungen der erſteren Art dieſen zur Entſcheidung
vorzulegen . Durch Schätzung ermittelte Erſatzforderungen ſind
mit Rückſicht auf etwaige Ungenauigkeiten der Schätzung auch
dann in die Nachweiſung aufzunehmen , wenn ſie dem Erſatz⸗
pflichtigen zum vollen Betrag zur Laſt gelegt werden . Der

Antrag auf Niederſchlagung iſt hier für den Betrag zu ſtellen ,
um den die Forderung den geſchätzten Betrag überſteigt ( ogl .
Seite 1 der Nachweiſung Satz 1) . Die Angaben über die per⸗
ſönlichen Verhältniſſe ( Spalte 9 —11 der Nachweiſung ) erübrigen
ſich in ſolchen Fällen . Von einer Beifügung der Unterſuchungs⸗



und Perſonalakten iſt abzuſehen , die nachträgliche beſondere Ein⸗
forderung bleibt vorbehalten . Der Einreichung von Fehlanzeigen
bedarf es nicht . Der Reichsverkehrsminiſter .

Zum Vollzuge dieſer Erlaſſe wird beſtimmt :
1. Die Zuſtändigkeit der Eiſenbahn⸗Generaldirektion zur Er⸗

mäßigung oder zum Erlaß von Schadenerſatzforderungen gegen
Reichseiſenbahnbeamte und Arbeiter unter den bezeichneten
Vorausſetzung und innerhalb der feſtgeſetzten Höchſtgrenze von
500 M. erſtreckt ſich auch auf die bisher nachgeordneten Dienſt⸗
ſtellen eingeräumt geweſene Zuſtändigkeit zur Auferlegung von
Erſatzbeträgen , wenn dieſe nicht den ganzen Schadenbetrag decken
oder wenn zwar auf vollen Erſatz erkannt , die Erſatzforderung
aber lediglich durch Schätzung ermittelt iſt . Die Entſcheidung dar⸗
über , welcher Betrag der Forderung von dem Bedienſteten einge⸗
zogen werden ſoll , iſt in jedem einzelnen Falle unter Vorlage der
Akten mit beſtimmtem Antvag zu erwirken , worin die für eine

ſichinenes
in Betracht zu ziehenden Verhältniſſe dargelegt

ſind .
2. Im übrigen ſind die vorgeſchriebenen getrennten Nachwei⸗

ſungen ſpäteſtens auf 1. Mai und 1. November an das Rech⸗
nungsbüro der Eiſenbahn⸗Generaldirektion einzuſenden . Akten⸗
beigabe und Fehlanzeigen ſind nicht nötig .

Karlsruhe , den 18. November 1920 . Egd .
( S. U[ Erl . der Egde Nr . 639 K/R 18 vom 2. 12. 1920 Vorlage

des Nachw . A und B. )

Segen des B . E . K . Haefner .
Nie ſtirbt ein guter dienſtlicher Gedanke ,
Wie tief ihn auch des Regiſtrators Hand vergräbt ,
Stets ſprengen wird er ſeines Grabes Schranke ,
Wenn er im Badiſchen Eiſenbahn⸗Kalender ſteht .

Drum ſchone ruhig des Gehirnes Kruſten ,
Mach ' es dir leicht in deinem ſchweren Dienſt !
Auf dummes Zeug kannſt lächelnd du dann huſten ,
Für wichtige Beſchlüſſe reichlich Zeit gewinnſt .

Nicht ausgepreßt wie eine Citrone ,

Hängſt nach 8 Stunden ſchlapp an deinem Pult ,
Denn B. E. K , der ſichere Cicerone
Erbarmt ſich jeden Denkers voller Huld .

„ Recht tüchtig “ wird man bald dich nennen
— Jalls du auch ſonſt des Lebens Zentrum triffſt —

„ Auf freier Bahn “ wirſt du im Duſel rennen ,
Bis du in „ A“ in fetten Pfründen ſitzſt !

( Egomet . )
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